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Eurosafe 60
Erratum

In unserer  
Se rie zu hoch- 
ästhetischen 
Befestigungs-
materialien in 
Zusammenar-
beit mit dem 
Dentalunter-
nehmen Ivoclar Vivadent  
(Schaan/Liechtenstein) ist im 
ersten Beitrag (dzw 37/16,  
Seite 27) in den Autoren- 
informationen leider eine  
falsche Angabe veröffentlicht 
worden. Der Autor Dr. Peter 
Burtscher ist Jahrgang 1957 
und nicht 1951. Wir bitten  
den Autor und unsere Leser  
um Entschuldigung.
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FVDZ bleibt stärkste  
Fraktion in Westfalen-Lippe

KZVWL: Wahlen zur Vertreterversammlung ohne klare Mehrheit –  
Vorstandsfrage offen

Die Vertragszahnärzte in Westfa-
len-Lippe haben eine neue Vertre-
terversammlung (VV) der Kassen-
zahnärztlichen Vereinigung West-
falen-Lippe (KZVWL) für die Legis-
laturperiode 2017 bis 2022 gewählt. 
Der Freie Verband Deutscher Zahn-
ärzte (FVDZ) bleibt mit 25 Sitzen die 
stärkste Fraktion. Mit vier regio-
nalen Listen besetzt der FVDZ ge-
nau 50 Prozent des Parlaments.

Von den insgesamt 5.300 Ver-
tragszahnärzten im Bereich der 
KZVWL haben 2.768 Zahnärztin-
nen und Zahnärzte insgesamt von 
ihrem Wahlrecht Gebrauch ge-
macht, das sind 50,06 Prozent. 
2010 waren es noch 51,65 Prozent; 
der Trend zu einer weiter sinken-
den Wahlbeteiligung setze sich so-
mit fort, heißt es in der Wahlinfor-
mation der KZV.

Zweitstärkste Kraft ist nun die 
Zukunft für Zahnärzte (ZFZ-Reil-
mann) mit sieben Sitzen. Der bis-
herige Vorstandsvorsitzende der 
KZVWL, Dr. Bernhard Reilmann, 
hatte nach verbandsinternen Mei-
nungsverschiedenheiten um sei-
nen Rückzug oder seine erneute 
Kandidatur für das Vorstandsamt 
eine eigene Liste aufgestellt. Damit 
stand auch das bisherige Vorstands-
team aus Reilmann und seinem 
Stellvertreter Dr. Burkhard Bran-
ding für die neue Legislaturperio-
de nicht mehr zur Verfügung.

Die „Freien Zahnärzte in Westfa-
len“ erhalten nun sechs Sitze. „Aktiv 
pro Praxis“ stellt einen Platz, der 
„Wählerverband Zahnärzte Westfa-

len“ zwei, die „Unabhängigen Frei-
en Zahnärzte“ sechs Sitze und die 
neu gegründete „Liste der Vernunft“ 
drei Sitze in der VV. Es wurde ins-
gesamt in den drei Wahlkreisen 
Arnsberg, Detmold und Münster 
gewählt. Arnsberg stellt dabei 22 
Delegierte, Detmold zwölf und 
Münster 16, so das offizielle Wahl-
ergebnis.

Der FVDZ braucht also einen Ko-
alitionspartner, um eine Mehrheit 
in der VV zu erreichen. Man werde 
zeitnah Gespräche führen, heißt es 
aus dem FVDZ dazu, Wunschpart-
ner scheint der Wählerverband 
Zahnärzte Westfalen zu sein, mit 
nur zwei Stimmen wäre die Mehr-
heit aber knapp.

Am 17. Dezember 2016 wird sich 
die Vertreterversammlung konsti-
tuieren und den neuen Vorstand 
der KZVWL sowie die verschiede-
nen Ausschüsse wählen. Aktuell 

scheinen sich drei Kandidaten um 
ein Vorstandsamt bewerben zu 
wollen, von denen nur einer bereits 
Erfahrung im hauptamtlichen 
KZV-Geschäft hat. Der bisherige 
FVDZ-Landesvorsitzende ZA Mar-
kus Büssing hat das Amt des FVDZ-
LV-Vorsitzenden an ZA Joachim 
Hoffmann abgegeben und ange-
kündigt, sich künftig ausschließ-
lich um die Körperschaften küm-
mern zu wollen, heißt es.

Der Vorsitzende des Landeswahl-
ausschusses, Dr. Martin Grieß, zog 
in der offiziellen Wahlmeldung der 
KZVWL ein positives Fazit zum bis-
herigen Ablauf der VV-Wahl: „Die 
Wahl ist aus meiner Sicht sehr gut 
und erfolgreich verlaufen. In der 
Natur eines Wahlkampfs liegt es, dass 
es zu harten Auseinandersetzun-
gen kommt. Jetzt wird wieder Sach-
arbeit geleistet. Bleiben wir gespannt, 
was der 17. Dezember bringt.“

Viele sind zur  
Mitarbeit bereit

Selbstverwaltung: Studie zum ehrenamtlichen 
Engagement – neue Techniken erproben

Über den Kreis der heute bereits 
ehrenamtlich tätigen Berufsträger 
hinaus ist eine große Zahl von 
Zahnärztinnen und Zahnärzten 
bereit, in der Selbstverwaltung 
Verantwortung zu übernehmen. 
Dies setze jedoch voraus, dass neue 
Techniken der Meinungsbildung 
und Entscheidungsfindung er-
probt werden, um insbesondere 
den zeitlichen Umfang einer eh-
renamtlichen Tätigkeit in der be-
rufsständischen Selbstverwaltung 
zu konkretisieren. Außerdem müs-
se die Information über Angebote 
zur Mitgestaltung und Mitverant-
wortung verbessert werden.

Diese Schlüsse zieht die Baye-
rische Landeszahnärztekammer 
(BLZK) aus einer aktuellen Studie 
„Ehrenamtliches Engagement in 
der zahnärztlichen Selbstverwal-
tung“, die die Kammer gemeinsam 
mit dem Institut für Freie Berufe 
in Nürnberg, basierend auf einer 
Umfrage unter allen bayerischen 
Zahnärzten, durchgeführt hat. Ge-
fragt wurde laut BLZK nach deren 
grundsätzlicher Einstellung zu eh-
renamtlicher Arbeit. Bereits vor-
handene persönliche Erfahrungen 
mit ehrenamtlicher Tätigkeit wa-
ren ebenso von Interesse wie die 
Frage nach möglichen Hinderungs-
gründen, sich ehrenamtlich zu en-

gagieren. Um mehr zum Informa-
tionsstand der Berufsträger über 
Dienstleistungs- und Mitwirkungs-
angebote der zahnärztlichen 
Selbstverwaltung in Bayern zu er-
fahren, seien in die Untersuchung 
einige Fragen zu den Angeboten 
und Leistungen der BLZK aufge-
nommen worden. „Die Bayerische 
Landeszahnärztekammer will den 
bayerischen Zahnärztinnen und 
Zahnärzten noch mehr Mitent schei-
 dungs- und Gestaltungsmöglich-
keiten eröffnen“, so BLZK-Präsident 
Christian Berger.

„Wir erfahren auch viel darüber, 
wie die Rahmenbedingungen für 
ehrenamtliches Engagement wei-
ter verbessert werden können. Dies 
ist wichtig, um noch mehr Zahn-
ärztinnen und Zahnärzte zu moti-
vieren, künftig berufspolitisch ak-
tiv in der Selbstverwaltung mitzu-
wirken“, ergänzt Dr. Rüdiger Schott, 
Vizepräsident der BLZK.

Die BLZK hat bereits in der Ver-
gangenheit mehrfach Umfragen 
unter den bayerischen Zahnärzten 
durchgeführt. So wurde im Jahr 
2007 die Studie „Zukunft der Pra-
xis – Praxis der Zukunft“ veröffent-
licht, 2010 folgte eine Untersuchung 
zum Thema „Zahnärztinnen in Bay-
ern – Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf“.

Europäisches Parlament  
diskutiert über Amalgam

EU-Quecksilberverordnung: Mehrheit offen

Im Europäischen Parlament wur-
den die Beratungen über die neue 
EU-Quecksilberverordnung fortge-
setzt. Im federführenden Aus-
schuss für Umwelt und Volksge-
sundheit (ENVI) zeichnet sich laut 
aktuellem „Klartext“ der Bundes-
zahnärztekammer eine kontrover-
se Diskussion ab. 342 Änderungs-
anträge wurden eingereicht. Mit 
Blick auf die Nutzung von Amal-
gam setzen sich viele Abgeordne-
te für ein schärferes Vorgehen ein, 
als von der Europäischen Kommis-

sion vorgeschlagen. In der Diskus-
sion steht über die verbindliche 
Einführung von Amalgamabschei-
dern hinaus ein Verbot des Werk-
stoffs für schwangere und stillende 
Frauen sowie Milchzähne. Offen 
ist, ob ein Antrag die Mehrheit im 
Parlament finden wird, wonach 
Amalgam bis 2021 gänzlich verbo-
ten werden soll und nur ausnahms-
weise, in medizinisch begründe-
ten Fällen, erlaubt ist. Die Abstim-
mung im ENVI ist für Mitte Okto-
ber vorgesehen.

Der Wahlausschuss der KZVWL Foto: KZVWL
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